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Die Aufhebung der Präsidentschaftswahl durch den
VfGH wurde heftig kritisiert, auch auf Basis von

statistischen Argumenten. Nach der Wiederholung der
Wahl hat der VfGH nunmehr die Möglichkeit, seine
Judikatur unabhängig vom Anlassfall zu überdenken.

spitzen Dartpfeil auf diese Wand
werfen, so beträgt die Wahr-
scheinlichkeit, dass Sie just die-
sen Strich treffen, gerade eins zu
zehn Milliarden.

Der VfGH verwendet aber bei
der Beurteilung von Wahlanfech-
tungen grundsätzlich keine statis-
tischen Argumente mit der Be-
gründung, dass es sichhier umein
besonders hohes Rechtsgut hand-
le. Jedes Abweichen von diesem
Prinzip wäre ein Bruch seiner
ständigen Judikatur. Wir glauben
allerdings, dass der VfGH nun-
mehr die Chance hat – losgelöst
vomAnlassfall – diese Spruchpra-
xis zu überdenken.

Es ist ja nicht so, dass der
Grundsatz „Je strenger, umso bes-

Bundespräsidentenwahl: Gut is’ gangen ...

Walter Schachermayer

M orgen, Donnerstag, wird
der neue Bundespräsi-
dent angelobt. Bis es so

weit war, hat es etwas gedauert.
Blenden wir noch einmal zurück
zur Stichwahl vom Mai. Bei der
Auszählung von 70.000 Wahl-
karten wurden vom Verfassungs-
gerichtshof Unregelmäßigkeiten
festgestellt, wobei Präsident Ger-
hart Holzinger ausdrücklich fest-
hielt, dass keinerlei Manipulatio-
nen festgestellt wurden.

Van der Bellens Vor-
sprungbetrugetwa30.000
Stimmen. Da es theore-
tisch möglich gewesen
wäre, dass ein anderes
Auszählungsergebnis der
70.000 inkriminierten
Stimmen das Ergebnis zu
einem Sieg von Hofer
gedreht hätte, wurde die
Stichwahl bekanntlich
vom VfGH aufgehoben.

Der relevante Artikel
der Bundesverfassung
lautet, dass „einer Wahlanfech-
tung stattzugeben ist, wenn die
Rechtswidrigkeit erwiesen wurde
und auf das Verfahrensergebnis
von Einfluss war“. Seit Jahrzehn-
ten folgt die Judikatur des Verfas-
sungsgerichtshofs nicht diesem
Wortlaut der Verfassung, sondern
einer sehr strengen Interpretation:
dass nämlich bereits die Möglich-
keit eines Einflusses auf dasWahl-
ergebnis hinreichend für eine
Aufhebung der Wahl ist.

Nun ist der Begriff der Möglich-
keit aber ein sehr weiter, wie
schonRobertMusil imMann ohne
Eigenschaften pointiert formuliert
hat: „So ließe sich der Möglich-
keitssinn geradezu als die Fähig-
keit definieren, alles, was ebenso
gut sein könnte, zu denken, und
das, was ist, nicht wichtiger zu
nehmen als das, was nicht ist.“

Zur Präsidentschaftswahl: Es
ist offenkundig, dass Van der
Bellen schon im Mai die Wahl
gewonnen hat. In einem im Falter

publizierten Artikel ha-
ben Erich Neuwirth und
ich gezeigt, dass die
Wahrscheinlichkeit, dass
unter den 70.000 inkrimi-
nierten Wahlkarten tat-
sächlich genügendHofer-
Stimmengewesenwären,
um das Ergebnis zu
drehen, verschwindend
gering war: etwa eins
zu zehn Milliarden. Die
Berechnungen dazu sind
unterhttps://axiv.org/ abs/
1609.00506 detailliert

nachzulesen und können mit
Grundkenntnissen der Statistik
Schritt für Schritt nachvollzogen
werden.

Wir haben die abstrakte Zahl
von eins zu zehn Milliarden auch
anschaulich visualisiert. Man
stelle sich eine 300 km breite Bret-
terwand vor, auf der sich irgend-
wo ein 0,044 Millimeter breiter
senkrechter Strich befindet (etwas
dünner als ein Menschenhaar).
Wenn Sie blind irgendwo einen

ser“ bei der Beurteilung einer
Wahlanfechtung zutrifft. Es muss
vielmehr ein Abwägungsprozess
stattfinden.Wobei schondasWort
„Wahlwiederholung“ irreführend
ist. Es findet ja immer eine völlig
neue Wahl statt, so wie man auch
nicht zweimal in denselben Fluss
steigen kann.

In Anbetracht des Wahlergeb-
nisses vomDezember könnte man
sich nun beruhigt zurücklehnen
und auf gut Österreichisch sagen:
Gut is’ gangen, nix is g’schehn!
Aber in Zukunft werden wieder
Wahlen angefochten werden, und
es wäre fatal, wenn sich der VfGH
dafür nicht die Möglichkeit der
Berücksichtigung von statisti-
schen Argumenten offenhielte.

Zwei Beispiele: Es ist theore-
tischmöglich –wenn auch extrem
unwahrscheinlich – dass zwei
wildfremde Menschen dieselbe
DNA besitzen. Nichtsdestoweni-
ger wird jedes Gericht der Welt
einen DNA-Test zur Identifizie-
rung eines Täters als hieb- und
stichfesten Beweis zulassen. Kein
Mensch wird argumentieren, dass
es sich dabei „nur“ um ein statis-
tisches Argument handelt.

Bei der Zulassung eines neuen
Medikaments werden ebenfalls
statistische Verfahren verwendet.
Unter anderem muss seine Wirk-
samkeit aufgrund eines nach
den Regeln der Kunst durch-
geführten Doppelblindversuchs
nachgewiesen werden. Bei der
statistischen Beurteilung gilt es
zwischen zwei Übeln abzuwägen:
die mögliche Zulassung eines un-
wirksamen Medikaments versus
die mögliche Nichtzulassung
eineswirksamenMedikaments. In
der Praxis wird so verfahren, dass
die Wahrscheinlichkeit, ein un-
wirksames Medikament irrtüm-
lich als wirksam zu erklären, bei
weniger als eins zu zwanzig liegen
muss.

Höhere Schwelle erforderlich
Zurück zum VfGH: Angenom-

men, er hat im Rahmen einer
Wahlanfechtung wieder zu prü-
fen, ob „Rechtswidrigkeiten… von
Einfluss auf das Ergebnis waren“:
In diesem Fall wäre – anders als
bei der Zulassung von Medika-
menten – bei einer statistischen
Analyse die Schwelle von eins zu
zwanzigwohl zuniedrig gegriffen.
Ein möglicher Vorschlag wäre,
von dem in der Statistik üblichen
Niveau der „Hochsignifikanz“
auszugehen, nämlich eine Wahr-
scheinlichkeit von weniger als
eins zu tausend zu fordern.

Der VfGH könnte in seinem Jah-
resbericht – ohne Irritation durch
einen Anlassfall – festhalten, dass
er sich pro futuro die Möglichkeit
offenhält, bei Wahlanfechtungen
statistische Gutachten einzuho-
len. Bei deren Beurteilung sei vom
Maßstab einer hochsignifikanten
Wahrscheinlichkeit auszugehen.
Dies würde seinen Handlungs-
spielraum wesentlich erweitern.
In Zukunft müsste sich der VfGH
nicht mehr an eine Judikatur
gebunden fühlen, die ihn dazu
zwingt, gegen jede Evidenz zu ent-
scheiden.

Die Alternative wäre allerdings,
dass im Musil’schen Kakanien
weiterhin der Möglichkeitssinn
regiert.

WALTER SCHACHERMAYER ist Profes-
sor für Finanzmathematik an der Uni
Wien. 1998 gewann er als erster
Mathematiker den Wittgenstein-Preis,
Österreichswichtigste Auszeichnung für
Wissenschafter.

Beim zweiten Mal stand Alexander Van der Bellens Wahlsieg über Norbert Hofer außer Zweifel.
Aber auch beim ersten Mal hätte es gereicht, wenn die Verfassungsrichter Statistik verstanden hätten.
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Ein historisches Ausbauprogramm
Schellings Kritik an den Ausgaben des Staates für die ÖBB ist unsachlich und verwendet falsche Zahlen

AndreasMatthä

D ie ÖBB investieren seit Jah-
ren massiv in den Ausbau
des Bahnnetzes, in neue

Züge und in Services für unsere
Kundinnen und Kunden. Es sind
knapp zwei Milliarden Euro, die
jährlich alleine in die Modernisie-
rung der Infrastruktur fließen.
Mit diesem Geld bauen die ÖBB
Hochleistungsstrecken, moderni-
sieren Bahnhöfe, Güterterminals
und bauen an drei großen Tunnel-
projekten.

Wir machen das nicht aus
Selbstzweck, sondern weil wir
davon überzeugt sind, dass wir
für die Menschen in Österreich
und für die heimische Wirtschaft
ein hochwertiges öffentliches Ver-

kehrsnetz brauchen. Und von bei-
den Seiten bekommen wir Zu-
spruch:
Q Die Fahrgastzahlen sind in den
letzten Jahren um viele Millionen
angestiegen,unddieZufriedenheit
der Bahnfahrer ist konstant hoch.
Q Wir sind mit praktisch allen
Unternehmen in Österreich in en-
gemKontakt, tätigen Investitionen
dort, wo sie notwendig sind, damit
heimische Unternehmen erfolg-
reich sein können.

Besagtes Ausbauprogramm der
Schieneninfrastruktur „erfinden“
die ÖBB übrigens nicht im Allein-
gang, eswird vonderBundesregie-
rung einstimmig im Ministerrat
beschlossen, und die ÖBB werden
von der Republik mit der Umset-
zung beauftragt. Unddas ist gut so:
Denn der in den letzten zehn
Jahren erfolgte Ausbau der West-
streckemit einerFahrzeit vonzwei
Stunden 22 Minuten von Wien
nach Salzburg oder rund vier
Stunden von Innsbruck nach
Wien ist heute für Millionen an
Fahrgästen nicht mehr wegzu-
denken.

158 Minuten nach Villach
Aktuell investieren wir auf der

Südstrecke. Nach Abschluss der
Bauarbeiten wird die Fahrzeit von
Wien nach Villach nur noch zwei
Stunden und 38Minuten statt vier
Stundenund zwölfMinutenbetra-
gen. Von Graz nach Wien werden
die Fahrgäste nur noch eine
Stundeund50Minutenunterwegs
sein.

Auch diese Investitionen sind
nicht nur gut für die Menschen,
sondern nützen auch der heimi-
schen Wirtschaft. Denn „ganz
nebenbei“ liefern die Infrastruk-
turinvestitionen der ÖBB jährlich

rund 0,6 Prozent BIP-Beitrag. Und
sie sind ein essenzieller Beitrag für
die Auftragslage unserer Unter-
nehmen, gehen doch knapp 80 der
Aufträge bei unseren Infrastruk-
turprojekten an heimische Klein-
und Mittelbetriebe.

Jüngst verwendete Finanz-
minister Hans Jörg Schelling im
Zusammenhang mit den Investi-
tionen der ÖBB das Wort
„historisch“. Er meinte
damit aber nichts Positi-
ves, sondern unterstellte
den Investitionen in die
Bahn damit Rückwärtsge-
wandtheit.

Angesichts wachsen-
der Ballungszentren und
der damit verbundenen
Verkehrsprobleme eine –
zurückhaltend formuliert
– Fehleinschätzung. Ein
kurzer Blick nach Ober-
österreich hätte gereicht,
um das zu erkennen. Ende 2016
wurde nämlich auch dort in enger
Zusammenarbeit von ÖBB, Land
OÖ und dem OÖ Verkehrsver-
bund die S-Bahn eingeführt.
Fünf Linien verbinden seither das
gesamte Bundesland mit der
Landeshauptstadt Linz. Damit die
Schüler in die Schule kommen,
Studenten an die Uni und Arbeit-
nehmer zu ihrem Arbeitsplatz.
365 Tage im Jahr, zuverlässig und
pünktlich. Der Individualver-
kehr alleine konnte dasnichtmehr
leisten.

Öffentlicher Verkehr kostet
Geld, so wie der Bau von Straßen
und anderer Infrastruktur auch. Er
ist aber auch die Voraussetzung
dafür, dass ein Gemeinwesen
funktioniert, dass alle Bevölke-
rungsschichten teilhaben können:
am Arbeitsleben genauso wie am

gesellschaftlichen und am kultu-
rellen Leben.

Die ÖBB investieren – nach Be-
schluss durch Bundesregierung
und Nationalrat – jährlich rund
zwei Milliarden Euro in den dafür
nötigen Infrastrukturausbau. Wir
nehmen dafür Schulden auf, die
der Bund in Form von jährlichen
Annuitäten – sprich Kreditraten –

zurückzahlt. So wie jeder
Häuslbauer und jeder
Betrieb, der in neue
Infrastruktur investiert,
auch. Zusätzlich bestel-
len Bund, Länder und
Gemeinden bei den ÖBB
Verkehrsleistungen um
jährlich rund 800 Millio-
nen Euro. Es handelt sich
dabei um die Bezahlung
für ganz konkrete Leis-
tungen, die sicherstellen,
dass im ländlichen Raum
leistbareMobilität für alle

zur Verfügung steht, dass Wirt-
schafts- und Lebensregionen
miteinander verbunden sind. Die
Alternative dazu wäre eine Erhö-
hung der Ticketpreise um das
Drei- bis Vierfache!

Macht inSumme jährlich knapp
drei Milliarden Euro. Zweifelsoh-
ne viel Geld, aber es ist gut ange-
legt fürdieZukunftdesLebensrau-
mes und des Wirtschaftsstandor-
tes Österreich.

Bleibt last but not least noch der
Beitrag des öffentlichen Verkehrs
zum Klimaschutz. Würde der
Finanzminister die Investitionen
in die Bahn in diesem Zusammen-
hang als „historisch“ bezeichnen,
dann würde er statt Kritik breite
Zustimmung ernten.
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Der Koralmtunnel ist Herzstück
des Ausbaus der Südstrecke.
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